
Seite 1 von 4 

 
 

 
 
 
 
 

 
Dringlicher Antrag  

 

der Grünen-ALG  
 

eingebracht in der Gemeinderatssitzung vom 28.2.2013 
 

von 

 
GRin Mag.a Dipl.-Ing.in (FH) Daniela Grabe  

 
 

Betrifft: Aussetzung der Städtepartnerschaft mit St. Petersburg 

Wie bereits im Vorjahr hier im Gemeinderat diskutiert und mehrheitlich aus gutem Grund 

heftig kritisiert, unterzeichnete der Gouverneur der Region St. Petersburg im März 2012 
ein Gesetz, das „alle öffentlichen Aktivitäten zur Werbung für Unzucht, Homosexualität, 

Bisexualität und Transgender-Identität, sowie Pädophilie” zum „Schutz der Kinder” verbie-
tet und dieses von Beginn an und auch in erschreckender Härte exekutiert.  

Bereits im April und Mai 2012 waren dutzende AktivistInnen für die Rechte homo-, bi- 

und transsexueller Menschen beim Protest gegen dieses menschenrechtswidrige Gesetz 
festgenommen worden, weil sie die Regenbogenfahne geschwenkt hatten. Gewalttätige 

Angriffe auf Homosexuelle und UnterstützerInnen im Kampf gegen diese Menschenrechts-
verletzungen häufen sich seither. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung etwa berichtet von 

Übergriffen sogar auf Unbeteiligte, wie den Direktor des Nabokov-Museums in St. Peters-
burg, da das Museum „Propaganda für Pädophilie“ mache – und leider auch von immer 
häufigeren Geldstrafen und Festnahmen. 

Russland entwickelt sich in eine Richtung, die nicht mehr „nur“ demokratiepolitisch „be-
denklich“ ist, sondern bei der zahlreiche Grenzen demokratischer und menschenrechtli-

cher Mindeststandards bereits überschritten sind. Menschen, die im Land für Demokratie 
und Grundrechte eintreten, werden bekanntlich zunehmend unter Druck gesetzt, mit un-
terschiedlichen Mitteln an der Veröffentlichung ihrer freien Meinung gehindert, mit offiziel-

len und inoffiziellen Repressalien einzuschüchtern versucht und verfolgt. 

Das trifft politische AktivistInnen, kritische KünstlerInnen, VertreterInnen einer Zivilge-

sellschaft ebenso wie zunehmend auch Menschen, die für ihr simples „Anderssein“ und für 
ihr Eintreten für gleiche Rechte massiv unter Druck gesetzt werden. 

Bei der letzten Debatte zu diesem Thema hat sich der Grazer Gemeinderat mit großer 

Mehrheit gegen diese menschenrechtswidrige Einschränkung grundlegender Meinungs-
freiheitsrechte und gegen Diskriminierung ausgesprochen und einen Appell an St. Peters-

burg zugesichert, in dem – gerade in der eigenen Verantwortung als Menschenrechtsstadt 
– Protest eingelegt wird. Übermittelt wurde dieser Appell bislang, trotz gültigem Gemein-
deratsbeschluss, leider bis heute nicht. 
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Die Situation hat sich hingegen zugespitzt, sowohl in St. Petersburg selbst als jetzt auch 
landesweit, soll doch nunmehr, nach bereits erfolgter erster Lesung in der russischen 
Staatsduma, dieses, die Menschenrechte verletzende Gesetz, das in St. Petersburg quasi 

„erprobt“ wurde (unmittelbar nach Gesetzeserlass bereits Dutzende Verhaftungen rein 
aufgrund von Regenbogenfahnen-Schwenken!), auf Gesamt-Russland ausgedehnt wer-

den. 

MenschenrechtsaktivistInnen, DemokratInnen (echte, nicht „lupenreine“) und Menschen 
aus Zivilgesellschaft und Kunst- und Kulturbereich versuchen, gegen das zunehmende 

Mit-Füßen-Treten von Menschenrechten anzukämpfen – und warten und hoffen dabei 
auch auf eine deutliche Unterstützung aus Ländern, die menschenrechts- und demokra-

tiepolitische Standards kennen, fördern und vorleben. 

Kaum über die offiziellen Medien, aber über die intensive Nutzung von Internetmedien, 
informellen Netzwerken und der sog. Social Media wird von diesen AktivistInnen sehr ge-

nau verfolgt, was der Rest der Welt dazu sagt, von wo Unterstützung kommt und wer sich 
hier mit Appellen, Forderungen und Protest einbringt – und auch, was in der Stadt Graz 

dazu gemacht wird (Bericht über Städtepartnerschaft-Diskussion in Graz): 

 

Die Menschen, die sich in Russland politisch und/oder als Kulturschaffende gegen die laufend 

verschärfenden Repressalien und die Erhöhung der Menschenrechtbruch-“Dosis“ zu Wehr set-
zen, wünschen sich, so die Rückmeldungen von Kennern der russischen Kulturszene, klare und 

deutlich sichtbare Zeichen der Unterstützung für ihren demokratiepolitischen Einsatz, für ihren 
Kampf für Menschenrechte und gegen Homophobie, für ihren Widerstand gegen die zuneh-
mende Aushöhlung grundlegender Rechte unter Einsatz persönlicher Sicherheit – wünschen 
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sich also einen klaren Protest gegen die aktuellen und gegen die mit diesem Gesetz noch zu 
erwartenden Menschenrechtsverletzungen – so wie jetzt gegen Menschen, die nicht einmal 
mehr mit Flyern, Plakaten und Fahnen für ihre Anliegen öffentlich eintreten dürfen! 

Mailand hat bereits klar reagiert (Aussetzung der Städtepartnerschaft), Sidney ebenfalls (Lord 
Mayor Robert Doyle hat den russischen Botschafter zum dringenden Bericht bestellt), der Nor-

dische Rat (Forum der nordischen Länder aus Abgeordneten der nordischen Staaten und der 
autonomen Gebiete) hat ebenso wie die LGBT-Intergroup im Europaparlament ganz klar die 
Verletzung grundlegender Menschenrechte durch das russische Gesetz beanstandet 

(http://www.norden.org/da/aktuelt/nyheder/nordisk-raad-kritiserer-russisk-anti-homo-lov). 

Geben wir diesen Menschen, die in ihrem eigenen Land sogar unter Bedrohung ihrer eigenen 

Rechte dafür eintreten, Gehör. Geben wir ihnen – leicht genug aus unserer sicheren Position 
heraus – ein deutliches  Zeichen der Unterstützung. Machen wir es diesen Vorbildern nach, 
machen wir es wie Mailand! 

Heute in dieser Sitzung behandeln wir auch den Menschenrechtsbericht des Grazer Menschen-
rechtsbeirats und diskutieren erfreut die Verbesserungen, die uns in dem Bericht attestiert wer-

den und selbstkritisch die Bereiche, in denen die Stadt Graz – oder auch die Gebietskörperschaf-
ten auf höherer Ebene – noch ganz klar Nachbesserungsbedarf haben. Auch hier beschäftigen 
wir uns mit Menschenrechten, mit der besonderen Verantwortung, für die wir uns mit dem Titel 

„Menschenrechtsstadt“ und der Ausrichtung an Menschenrechten entschieden haben. Wir schau-
en auch über den direkten Wirkungsbereich hinaus und diskutieren Petitionen an Landes- und 

Bundesgesetzgeber, um Abänderung bei  menschenrechtseinschränkenden Gesetzen bzw. deren 
Auswirkungen zu fordern und hoffentlich auch einmal zu erreichen. 

Aus derselben Überzeugung heraus sollten wir auch - und gerade weil die Verstöße, die zu be-
kämpfen sind, das Ausmaß bei uns erkennbaren Menschenrechtsproblematiken um ein Vielfa-
ches übersteigt – nicht wegschauen, uns nicht darauf beschränken, den Protest an andere 

Gremien zu delegieren (so sinnvoll es auch ist, zusätzlich ein Herantreten an andere mitzuden-
ken – wie zuletzt bezüglich der Europäischen Städtekoalition gegen Rassismus angedacht) 

(http://www.ggg.at/index.php?id=62&tx_ttnews%5Btt_news%5D=4969&cHash=27b9bd578fba1cd6168b7148c8317ef9). 

Lassen wir uns nicht davon abhalten, dass ohne Städtepartnerschaft einzelne Veranstaltungen 
vielleicht dann auf andere Art und Weise zu organisieren wären. Der Großteil der Kulturveran-

staltungen mit KünstlerInnen und MenschenrechtsaktivistInnen aus Russland bzw. St. Peters-
burg entsteht ja ohnehin aus den zahlreichen langjährigen Kulturkooperationen, die auch ab-

seits der Städtepartnerschaft-Achse längst etabliert sind und immer wieder ausgebaut werden. 
Für diese Menschen sollten wir jenes deutliche Zeichen setzen, das sich gerade zahlreiche 
KünstlerInnen und MenschenrechtsaktivistInnen so dringend wünschen. 

Das Beschneiden fundamentaler Menschenrechte sowie Diskriminierungen dürfen nicht ohne 
deutlichen Protest  der Stadt Graz an ihre Partnerstadt St. Petersburg bleiben, wenn wir unse-

rer Verantwortung als Menschenrechtsstadt über den Grazer Wirkungsbereich hinaus ernst 
nehmen wollen.  

Daher stelle ich im Namen des Grünen Gemeinderatsklubs den 

Dringlichen Antrag 

Der Gemeinderat möge beschließen: 

Die Stadt Graz möge, um als deklarierte Menschenrechtsstadt ihrer besonderen Verant-
wortung gerecht zu werden,  als ein klares Zeichen des Protests gegen die men-

schenrechtswidrige Gesetzgebung und Anwendungspraxis in Russland, die mit 
dem Gesetz gegen “Propaganda für Homosexualität” in St. Petersburg ihren Ausgang ge-
nommen hat, dem Beispiel der Stadt Mailand folgend die Städtepartnerschaft mit St. 

http://www.norden.org/da/aktuelt/nyheder/nordisk-raad-kritiserer-russisk-anti-homo-lov
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Petersburg so lange aussetzen, bis die im Motivenbericht beschriebene, men-
schenrechtswidrige Gesetzessituation aufgehoben ist. 


